
 

Wannseemanifest   
Aufruf zu einer internationalen gewerkschaftlichen Friedenskonferenz 
Für eine zivile, ökologische, soziale und demokratische Zeitenwende  

Wir zahlen nicht für eure Kriege!  
 

Angesichts weltweit zunehmender Kriege, des andauernden Gemetzels in der Ukraine, Jemen 

und Kurdistan, angesichts der globalen und sich verschärfenden Hungerkatastrophe, und 

angesichts der am 03./09. Juni 2022 im Deutschen Bundestag und Bundesrat beschlossenen 

Grundgesetzänderung zur Aufnahme einer 100-Milliarden-Sonderverschuldung zur militärischen 

Aufrüstung Deutschlands und der auf Dauer festgeschriebenen Mindestausgaben von 2% des 

Bruttoinlandsproduktes zur weiteren Militarisierung, und in Erwägung, dass von allen Dogmen 

der bigotten Politik unserer Tage keine mehr Unheil anrichtet, als die, dass `um Frieden zu 

haben, man sich zum Kriege rüsten muss`, erklären wir, die Teilnehmer*innen der 29. Tagung 

des Zentralen Arbeitskreises `Offensiv gegen Rassismus und Rechtsextremismus` in ver.di: 

1. Die auf Jahrzehnte geplante Hochrüstung beendet das Sterben in der Ukraine nicht und 

macht unsere Welt weder friedlicher noch sicherer. Sie ist stattdessen eine weitere 

Bedrohung für Frieden und Sicherheit der Menschen in Europa und weltweit. Wir können 

sie uns um unser aller Zukunft willen nicht leisten. 

2. Der Beschluss zur Grundgesetzänderung und zur 100-Milliarden-Sonderverschuldung zur 

militärischen Aufrüstung Deutschlands stellt einen Verstoß gegen das Friedensgebot des 

Grundgesetzes dar und verstößt gegen Art. 3 des Vertrages von Lissabon.  

Als Konsequenz aus zwei imperialistischen Weltverteilungskriegen, die von deutschem 

Boden ausgingen, sowie als Schlussfolgerungen aus der Befreiung vom deutschen 

Faschismus, flossen ins Grundgesetz die Gebote zum Frieden, zu Gewaltverzicht, 

Völkerverständigung, Asylrecht und Sozialstaat ein: „Handlungen, die geeignet sind und in 

der Absicht vorgenommen werden, das friedliche Zusammenleben der Völker zu stören, 

insbesondere die Führung eines Angriffskrieges vorzubereiten sind verfassungswidrig“ 

(Art. 26 GG). Gegen diese Gebote verstößt das 100-Milliarden-Militarisierungsprogramm; 

ebenso gegen Art. 3 des Vertrages von Lissabon, der festschreibt: „Ziel der )Europäischen( 

Union ist es, den Frieden, ihre Werte und das Wohlergehen ihrer Völker zu fördern.“  

3. Als Gewerkschafter*innen lehnen wir Krieg als Mittel der Politik grundsätzlich ab und 

halten die Vorstellung, dass Frieden und Sicherheit durch mehr und überlegenere Waffen 

gesichert werden könnten, für grundlegend falsch. Deshalb engagieren wir uns in 

gesellschaftlichen Bündnissen für Abrüstung, wie dem Aufruf „Abrüsten statt aufrüsten“ 

und für die Verhinderung von Rüstungsexporten. Das schließt auch die globale und 

endgültige Ächtung und Vernichtung von Atomwaffen sowie aller anderen 

Massenvernichtungswaffen ein. Wir setzen uns dafür ein, dass die Bundesregierung den 

UNO-Vertrag über das Verbot von Atomwaffen unterzeichnet, wie das schon mehr als 140 

Staaten getan haben.  



4. Die beschlossene Militarisierungs- und Aufrüstungspolitik ist grundfalsch, hochgefährlich 

und zynisch. Sie bedeutet, die globale gesellschaftliche Krise mit militaristischer Logik im 

Interesse weniger Profiteure zu beantworten, statt mit sozialem Fortschritt zur Mehrung 

des Allgemeinwohls.  

5. Kriege und die ihnen zugrundeliegende militaristische Logik des Stärkeren und des  

`Alles oder Nichts!` sind die Hauptursachen für Hunger, Vertreibung und Flucht in der 

Welt, nationalistische Verrohung und der Klimakiller #1. Aktives Eintreten für zivile und 

politische Konfliktlösungskonzepte und eine globale zivile Friedensordnung sind der beste 

Weg zur Beseitigung von Hunger und Flucht weltweit; nicht Waffenlieferungen, ob in die 

Ukraine oder in andere Länder; nicht Sanktionen, die die Menschen kriegführender Staaten 

in Geiselhaft für ihre Regierungen nehmen; nicht gesellschaftliche und geistige 

Mobilmachung.  

Wir wenden uns gegen Jugendoffiziere an Schulen und die Bundeswehr im öffentlichen 

Raum! Für Rüstungskonversion: Rüstungsproduktion stoppen! Wir wollen für den Frieden 

arbeiten. 

6. Wir sind konfrontiert mit Krieg und unendlichem Leid, mit Vertreibung und Flucht,  

mit der Klimakatastrophe, die genauso wenig vor Staatsgrenzen Halt macht wie die 

Coronapandemie, mit zunehmender Armut und sozialer Unsicherheit. Das jahrzehntelange 

neoliberale Vernachlässigen und Ausblutenlassen der öffentlichen Daseinsvorsorge, 

unserer Gesundheitssysteme, der öffentlichen Infrastruktur, der Bildungseinrichtungen 

und der Kulturszene kommen uns heute, angesichts all dieser Krisen, teuer zu stehen.   

7. Rüstungs- und Kriegspolitik stehen immer im Gegensatz zur solidarischen Kultivierung der 

Gesellschaft. Mehr Waffen schaffen keinen Frieden. Sicherheit gibt es nur gemeinsam, 

nicht gegeneinander! Deswegen engagieren wir uns stattdessen für massive öffentliche 

Investitionen und dauerhafte Ausgabenerhöhungen für Soziales, Gesundheit, Klima, 

Bildung und Kultur und zur zivilen, ökologischen, sozialen und demokratischen 

Entwicklung weltweit. 

8. Das Grundrecht auf Asyl und die Einhaltung der UNO-Flüchtlingskonvention ist 

unantastbar. Menschen, die vor Krieg oder Bürgerkrieg fliehen oder in ihrer Heimat wegen 

ihrer politischen Überzeugungen, ihrer sexuellen Orientierung, ihrer ethnischen oder 

religiösen Zugehörigkeit verfolgt werden, müssen in Deutschland und Europa Schutz finden. 

Einen Schutzstatus mit zweierlei Maß (Ukrainer*innen/Übrige), wie er derzeit europaweit 

und in Deutschland praktiziert wird, lehnen wir kategorisch ab.  

9. Wir bestehen darauf, dass die universalen Menschenrechte unabhängig vom 

Herkunftsland eingehalten werden. Das gilt auch für das Recht auf 

Kriegsdienstverweigerung: Russische und belarussische Kriegsdienstverweigerer*innen 

werden aktuell verfolgt und bestraft. Männer aus der Ukraine, die ihr Menschenrecht auf 

Kriegsdienstverweigerung wahrnehmen wollen, dürfen das Land nicht verlassen und 

werden inhaftiert. Damit wird ihnen allen das Recht auf Asyl im Ausland verwehrt. 

Kriegsdienstverweigerer*innen und Deserteur*innen aus allen Ländern, in denen Krieg 

geführt wird, müssen die EU und Deutschland Schutz und Asyl gewähren.  

 

Wir fordern, dass Menschen, die bei ihrem Versuch nach Europa zu kommen in Lebensgefahr 

geraten, gerettet werden. Die Kriminalisierung ziviler Seenotrettung muss ein Ende finden. 

Es gilt, aktiv das Ringen um den Frieden aufzunehmen, für einen Frieden ohne Annexionen und 

Kriegsentschädigungen. Ein solcher Friede aber ist nur möglich unter Verurteilung jedes 

Gedankens an eine gewalttätige Missachtung der Rechte und Freiheiten der Völker.  



Weder die Besetzung von ganzen Ländern noch von einzelnen Landesteilen darf zu ihrer 

gewaltsamen Einverleibung führen.  

Keine Annexion, weder eine offene, noch eine maskierte, auch keine zwangsweise 

wirtschaftliche Angliederung, die durch politische Entrechtung nur noch unerträglicher gemacht 

wird. Das Selbstbestimmungsrecht der Völker muss unerschütterlicher Grundsatz in der 

Ordnung der nationalen Verhältnisse sein. 

Wir fordern eine breite demokratische Diskussion über ein umfassendes europäisches und 

globales Friedens- und Sicherheitskonzept, das die Sicherheit vor militärischen Angriffen 

genauso einschließt wie vor wirtschaftlicher Aggression sowie ökologische und pandemische 

Aspekte, und dem das Konzept der Einheit von gemeinsamer gleichberechtigter Sicherheit 

und Entwicklung zugrunde liegt. Als einen ersten Schritt zur Unterstützung dieser dringend 

erforderlichen gesamtgesellschaftlichen und globalen Debatte fordern wir unsere 

Gewerkschaft ver.di auf, möglichst zusammen mit ihren DGB- und internationalen 

Schwesterorganisationen und ohne zeitlichen Verzug eine internationale gewerkschaftliche 

Friedenskonferenz durchzuführen; Arbeitstitel: „Für eine zivile, ökologische, soziale und 

demokratische Zeitenwende - Wir zahlen nicht für eure Kriege!“. 

Der Planet brennt! Das Zeitfenster für mögliche Lösungen schließt sich jeden Tag mehr und 

jeden Tag schneller! Aktuell gibt es wohl keine wichtigere Aufgabe, deren Erfüllung unser 

gemeinsames Werk sein sollte.  

 

 

Hoch die internationale Solidarität! 

 

 

Berlin-Wannsee, 12. Juni 2022 


